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Das Übereinkommen der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen vom 13. 12. 2006 (abgekürzt UN-Be-
hindertenrechtskonvention oder UN-BRK) ist 
am 26. März 2009 in Deutschland in Kraft 
getreten. Seither haben zahlreiche Veranstal-
tungen der Behindertenverbände – auch im 
Saarland – gezeigt, daß mit der UN-Konven-
tion erhebliche Erwartungen verbunden sind. 
Politiker aller Couleur nehmen die Konven-
tion inzwischen gerne in ihre Reden anläßlich 
der zu begehenden Jahrestage für Menschen 
mit Behinderungen auf. Ob diese aber mehr 
als nur Sonntagsreden sind, wird die nahe Zu-
kunft zeigen, denn die Umsetzung der Behin-
dertenrechtskonvention verlangt, daß Bund 
und Länder in einem zeitlich deutlich umris-
senen Rahmen Ziele defi nieren und für deren 
Umsetzung sorgen müssen.

Rückblick: verhindernde Umwelten

Gusti Steiner, 1938 geboren, an Muskel-
schwund erkrankt, konnte in Frankfurt am 
Main sowohl die Regel-Grundschule als auch 
die Regel-Realschule besuchen. Möglich war 
dies, weil es für ihn keine andere Schulform 
gab: Sonderschulen waren nach dem Zweiten 
Weltkrieg nicht vorhanden. Die Realschu-
le schloß er mit Erfolg ab. Gemeinsam mit 
dem Journalisten Ernst Klee rief Gusti Steiner 
einen Volkshochschulkurs ins Leben, der in 
vielen Städten Nachahmer fand: »Ernst Klee 
und ich – wir begannen im Oktober 1973 eine 
Behindertenarbeit an der Volkshochschule 
Frankfurt, eine Behindertenarbeit, die diese 
politische Situation, behindert zu werden und 
dadurch zum Behinderten gemacht zu wer-
den, aufgriff und dieses politische Konfl ikt-
feld mit der Selbsthilfegruppe aufsuchen und 
beackern wollte. Mein Ziel war dabei, daß 
wir als Behinderte aus der Rolle des Objekts 
von Fremdbestimmung zum Subjekt eigenen 
Handelns werden. Wir begannen im Januar 

1974 die direkte Arbeit mit einer Gruppe und 
hatten uns für Behinderte zum Ziel gesetzt: 
Überwindung der individuellen Isolation, Er-
kennen eigener Bedürfnisse Selbstorganisati-
on und Eigeninitiative, Verhaltensänderung 
durch Lernerfahrungen, Entwicklung eines 
eigenen Selbstbewußtseins und Selbstwertge-
fühls.«1 

In Saarbrücken wurde aufgrund dieser Er-
fahrungen und der Veröffentlichungen von 
Ernst Klee der Arbeitskreis Bewältigung der 
Umwelt von Bellis Klee2 und Hans Leo Krä-
mer, Lehrstuhlinhaber für Soziologie an der 
Saar-Universität, gegründet. Schnell fanden 
sich behinderte wie nicht-behinderte Mitstrei-
ter. Gerhard Senf, zu dieser Zeit Psychologie-
Student und auf einen Rollstuhl angewiesen, 
erinnert sich, daß die Treffen im Gustav-
Adolf-Haus in der Gärtnerstraße in Alt-Saar-
brücken stattfanden. Rund 35 Personen, 
Betroffene wie er, Eltern, Studenten, Men-
schen, die durch Inserate auf den Arbeitskreis 
aufmerksam wurden, trafen sich dort regel-
mäßig. Der Arbeitskreis sei in den Anfangs-
jahren sehr kreativ gewesen und habe durch 
Aktionen auf sich und die Bedürfnisse von 
behinderten Menschen aufmerksam gemacht. 
1977/78 habe man sich mit einer Handvoll 
Rollstuhlfahrern mit der Bundesbahn auf den 
Weg nach Trier machen wollen. Die Bahn sei 
derart überfordert gewesen, daß die Rollifah-
rer lediglich in einem zusätzlich angehängten 
Gepäckwagen mitreisen konnten.

Der Arbeitskreis habe eine ideale Verbin-
dung aus Freizeitaktivitäten, Lebenslust, 
Politik und Arbeit geboten. »Es gab auch 
Überforderungen unserer Umwelt durch Part-
nerschaften von Gesunden und Körperbehin-
derten«, sagt Senf, »aber wir haben damals 
eben viel experimentiert.« Für Senf gehör-
te dies zum Aufbruch der nach-68er Jahre: 
Selbstverwirklichung in Arbeit, Beruf, Privat-
leben, Sexualität ebenso wie der Weg in die 
Öffentlichkeit: von Behinderten wie Nicht-
Behinderten. 

Nichts über uns ohne uns
Von der Umwelterkundung Behinderter zum Menschenrecht auf 
Selbstbestimmung
Von Herbert Temmes
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Ein langer Weg

Die Vielzahl an Veröffentlichungen und Ver-
anstaltungen, die seit dem Inkrafttreten der 
UN-BRK zu verzeichnen sind, müssen als 
Hinweis gesehen werden, daß die UN-BRK 
von den Behindertenverbänden als Meilen-
stein angesehen wird. Doch Meilensteine 
sind schnell ausgerufen. Ein Beleg dafür ist, 
daß der bundesdeutsche Gesetzgeber in den 
vergangenen fünfzehn Jahren eine Vielzahl 
an Regelungen wie Rechten geschaffen hat, 
die für die Gleichstellung von behinderten 
Menschen sorgen sollen. Die Realität aber 
ist davon noch ein gutes Stück weit entfernt: 
auch im Saarland.

Art. 3 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes for-
muliert eindeutig, daß niemand wegen seiner 
Behinderung benachteiligt werden darf. Die 
neue Verfassung des geeinten Deutschlands 
enthält damit ein Benachteiligungsverbot, 
das als Staatsschutzziel jedoch einer weiteren 
Präzisierung harrte und für den Privatbe-
reich keine unmittelbare Wirkung entfaltete. 
Mit den Gleichstellungsgesetzen des Bundes 
(2002) und der Länder (1999 bis 2007) wurde 
für die staatlichen und kommunalen Institu-
tionen das Benachteiligungsverbot um einen 
Gleichstellungsauftrag erweitert. Diese Ge-
setze enthalten zahlreiche Regelungen und 
somit auch Aufträge, durch die sichergestellt 
werden soll, daß staatliche Maßnahmen die 
Gleichstellung behinderter Menschen ermög-
lichen. Der Druck von Seiten der Behinder-
tenverbände auf den Gesetzgeber sowohl bei 
der Forderung nach Ergänzung des Artikels 
3 des Grundgesetzes 1994 als auch bei den 
Gleichstellungs- oder Antidiskriminierungs-

gesetzen ging also von der Annahme 
aus, daß es besondere Maßnahmen der 
staatlichen Stellen geben muß, um die 
bisherige Benachteiligung Behinderter 
auszugleichen.

Mit dem Allgemeinen Gleichstel-
lungsgesetz (AGG 2006) übernahm der 
deutsche Gesetzgeber die von der euro-
päischen Ebene erfolgte Anregung, den 
Gleichstellungsauftrag nicht nur auf 
den staatlichen Bereich zu begrenzen, 
sondern Diskriminierung auf privatem 
Sektor unter bestimmten Vorausset-
zungen unter Strafe zu stellen. 

Behindert ist man nicht, behindert 
wird man

Zweck der UN-Behindertenrechtskonven-
tion ist es, den vollen und gleichberechtigten 
Genuß aller Menschenrechte und Grund-
freiheiten durch alle Menschen mit Behin-
derungen zu fördern, zu schützen und zu 
gewährleisten. Zu den Menschen mit Behin-
derungen zählen Menschen, die langfristige 
körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbe-
einträchtigungen haben, welche sie in Wech-
selwirkung mit verschiedenen Barrieren an 
der vollen, wirksamen und gleichberechtigten 
Teilhabe an der Gesellschaft hindern können. 
(Art. 1 UN-BRK).

Der UN-Konvention liegt ein Verständnis 
von Behinderung zugrunde, in dem sie keines-
wegs negativ gesehen, sondern als normaler 
Bestandteil menschlichen Lebens und mensch-
licher Gesellschaft ausdrücklich bejaht wird. 
Darüber hinaus ist Behinderung als Quelle 
möglicher kultureller Bereicherung zu beach-
ten. Dies steht den gängigen Anschauungen 
über Behinderung diametral entgegen.

In den meisten Staaten herrscht traditionell 
das medizinische Modell von Behinderung 
vor, demzufolge Behinderung als ein indi-
viduelles Defi zit betrachtet wird, das für die 
mangelnde Teilhabe in allen gesellschaftlichen 
Bereichen verantwortlich ist. Nach dem von 
der Konvention bevorzugten sozialen Modell 
von Behinderung entsteht diese durch die ge-
sellschaftlichen Barrieren, wie unzugängliche 
Verkehrsmittel, fehlende Gebärdensprachdol-
metschung, zwangsweise Sonderbeschulung 
oder Websites, die für blinde Menschen nicht 
wahrnehmbar sind. Unter einem menschen-
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rechtsorientierten Blickwinkel entsteht, so 
die Präambel der UN-BRK, »Behinderung 
aus der Wechselwirkung zwischen Menschen 
mit Beeinträchtigungen und einstellungs- 
und umweltbedingten Barrieren«. Die Kon-
vention formuliert zu den einzelnen Rechten 
übergreifende, grundlegende Anliegen, die 
in Bezug auf die Verwirklichung nahezu aller 
Rechte von Menschen mit Behinderungen von 
wesentlicher Bedeutung sind. Dies hat prak-
tische Konsequenzen: Während sich etwa in 
der Vergangenheit Behindertenpolitik auf 
sozialpolitische Fragen konzentriert hat, un-
terstreicht die Konvention, daß Behinderung 
in allen Politikbereichen Relevanz hat.3 In 
diesem Zusammenhang hat der saarländische 
Landesbehindertenbeirat in der Empfehlung 
zur »Barrierefreiheit« gefordert, daß sämtliche 
politische Maßnahmen auf das Kriterium der 
Barrierefreiheit hin zu überprüfen sind. Das 
Kriterium Barrierefreiheit würde damit dem 
»Gender mainstreaming« gleichrangig.

Zauberwort Inklusion

Der Gedanke der sozialen Inklusion ist ein 
tragender Grundsatz und Leitbegriff der Kon-
vention (Art. 3 UN-BRK). Inklusion steht für 
die Offenheit eines gesellschaftlichen Systems 
in Bezug auf soziale Vielfalt, die selbstver-
ständlich Menschen mit Behinderungen ein-
schließt. Der Begriff der Inklusion geht über 
das hinaus, was traditionell mit »Integration« 
gemeint ist. Es geht nicht nur darum, inner-
halb bestehender Strukturen auch für Men-
schen mit Behinderungen Raum zu schaffen, 
sondern darum, die gesellschaftlichen Struktu-
ren so zu gestalten, daß sie der realen Vielfalt 
menschlicher Lebenslagen – gerade auch von 
Menschen mit Behinderungen – von vornher-
ein gerecht werden.4

Der Deutsche Behindertenrat5 hat die sämt-
lichen Politikfelder, die durch die UN-BRK 
angesprochen werden, unter acht Stichworten 
zusammengefaßt:
1. Gleichstellung
2. Politik für Frauen mit Behinderungen
3. Bildung
4. Berufl iche Teilhabe
5. Gesundheit, Rehabilitation und Pfl ege
6. Freiheit, Schutz, Sicherheit
7. Barrierefreiheit 
8. Selbstbestimmtes Leben

Für jeden dieser Bereiche sind die öffent-
lichen Stellen aufgefordert, den Ist-Zustand 
aufzuzeigen, zu analysieren, welchen Nach-
teilen Behinderte unterworfen sind, und im 
Rahmen von Aktionsplänen und Maßnahmen 
konkrete Wege aus der Benachteiligung auf-
zuzeigen. Die UN-Konvention enthält dazu 
Vorgaben, wie und in welchem Zeitraum dies 
zu geschehen hat.

Die Saar-Regierung hat den Auftrag der 
Behindertenrechtskonvention erst spät zur 
Kenntnis genommen, einen Aktionsplan auf-
zustellen und die Politikfelder festzulegen, in 
der sie sich aufgefordert sieht, zu agieren. Das 
bereits beim Sozialbericht tätige Otto-Blume-
Institut wurde erst in diesem Jahr beauftragt, 
die Erstellung des Aktionsplanes zu begleiten. 
Im Dezember soll ein erster Entwurf vorlie-
gen. Der Landesbehindertenbeirat hat zu eini-
gen zentralen Bereichen (Bildung, Wohnen, 
Arbeit, Barrierefreiheit und Mobilität) der 
UN-Konvention Empfehlungen vorgelegt. Sie 
enthalten zahlreiche konkrete Vorschläge für 
Maßnahmen auf einzelnen Politikfeldern. 

Ausblick

»Seit Anfang der achtziger Jahre ging es auch 
unter Behinderten stärker um persönliche 
Karrieren als um die gemeinsame Sache. Die 
Kreativität der Anfangsjahre ist dahin«, kriti-
siert Gerhard Senf mit Blick auf das Ende des 
Arbeitskreises. Für ihn beklagen sich die be-
hinderten Menschen heute nur auf etwas hö-
herem Niveau: »Jeder, der betroffen ist, muß 
das Rad selbst neu erfi nden, denn das gehört 
zu seiner persönlichen Bewältigung hinzu. 
Einiges ist katastrophal schlechter geworden. 
Heute wird man schon wenige Wochen nach 
einem Unfall mit Querschnitt als Folge nach 
Haus entlassen. Das Funktionale stimmt dann 
vielleicht, das Trauma aber bleibt unverarbei-
tet.« Anhand eines aktuellen Beispiels kann 
Senf zeigen, daß technische Fortschritte allein 
keinen Vorteil bieten. Wie viele andere wollte 
auch er mit dem ICE die neue schnelle Verbin-
dung von Saarbrücken nach Paris nutzen. Er 
habe sich frühzeitig persönlich in Saarbrücken 
am Schalter eine Fahrkarte gekauft. Ihm sei 
verkauft worden, was es für einen Rollstuhl-
fahrer nicht gebe: ein 1. Klasse-Ticket. In der 
1. Klasse ist es nicht möglich, einen Rollstuhl-
fahrer mitzunehmen. Es gibt keine geeigneten 
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Sitze und kein geeignetes WC. Dies habe aber 
weder die Dame am Schalter gewußt noch der 
Computer. Resümierend sagt Senf, daß es zwar 
in vielen Bereichen ein großes Wissen um die 
Bedürfnisse gebe, aber nur wenig Verständnis 
für deren konsequente Berücksichtigung z. B. 
bei Gebäuden, Nah- und Fernverkehr oder im 
Berufsleben. 

Auch Wolfgang Gütlein, der saarländische 
Landesbeauftragte für die Belange von Men-
schen mit Behinderungen, fordert die Inte-
gration behinderter Menschen mit dem Ziel 
der Normalisierung ohne Sonderlösung. Wie 
lange es dauere, bis gesetzliche Regelungen 
auch hierzulande umgesetzt werden, zeige die 
Einsetzung von ehrenamtlichen Behinderten-
beauftragten. So habe es vom Jahr 2003 bis 
zum Jahr 2010 gedauert, bis alle saarländi-
schen Kommunen einen Behindertenbeauf-
tragten ernannt hätten. 

Die größte Schwierigkeit sieht Dunja Fuhr-
mann, die amtierende Gesamtschwerbe-
hindertenbeauftragte der Landeshauptstadt 
Saarbrücken darin, daß die notwendige Be-
wußtseinsbildung von Seiten der Politik nicht 
vorangebracht werde. »Während bei vielen 
Maßnahmen ein langfristiges Umsetzungs-

konzept erforderlich ist, hätten verschiedene 
Punkte jedoch schon längst in Angriff genom-
men werden können: ein inklusives Bildungs-
system für alle Lebensphasen, den Stop der 
Schaffung neuer Barrieren sowie eine einkom-
mens- und vermögensunabhängige Teilhabe-
sicherung.«
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